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Antrag 
des Freistaates Bayern 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher 
Steuergestaltungen 

 

Punkt 33 der 819. Sitzung des Bundesrates am 10. Februar 2006 

 

Der Bundesrat möge anstelle von Ziffer 7 der Ausschussempfehlungen in 

Drucksache 937/1/05 wie folgt beschließen: 

Zu Artikel 2 Nr. 1 (Umsatzsteuergesetz) 

Für den Fall, dass der Deutsche Bundestag Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzentwurfs 

beschließt, weist der Bundesrat darauf hin, dass eine Umsatzbesteuerung im 

Bereich der öffentlichen Spielbanken durch die dann zwingend notwendige 

Absenkung bei der Spielbankabgabe zu Belastungen der Länder führen wird.  

Der Bundesrat kann daher ggf. der Umsatzsteuerlösung nur dann zustimmen, 

wenn die Länder insgesamt einen angemessenen finanziellen Ausgleich für die 

dadurch bedingten Ausfälle bei der Spielbankabgabe erhalten. Der Bundesrat 

fordert von der Bundesregierung deshalb eine Kompensation in Höhe des Anteils 

der wegfallenden Spielbankabgabe, der nicht durch den Länderanteil bei der 

Umsatzsteuer ausgeglichen wird.  

Forderungen des Bundes nach einer Kompensation für die von den Ländern 

erhobene Spielbankabgabe weist der Bundesrat zurück. Diese beziehen sich auf 

Steuern für Spiele in Spielbanken, die nicht Gegenstand von Änderungen durch 

dieses Gesetz sind. Da sich also insoweit an der Abgeltungswirkung der 

Spielbankabgabe nichts ändert, sind diese zusätzlichen Forderungen des Bundes 

nicht berechtigt. 


